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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. UWG: fehlende Unabhängigkeit bei Konsumentenbefragung 
Urteil vom 12.05.2022, Az: I ZR 203/20  

2. BGB: rückwirkende Vereinbarung einer ausschließlichen Lizenz 
Urteil vom 22.02.2022, Az: X ZR 102/19  

3. GG, FamFG: erneute Anhörung im Abhilfeverfahren 
Beschluss vom 22.02.2022, Az: XIII ZB 74/20  

4. GrdstVG, VwVfG: Rücknahme einer fingierten Genehmigung  
Beschluss vom 29.04.2022, Az: BLw 5/20  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. UWG: fehlende Unabhängigkeit bei Konsumentenbefragung 

Urteil vom 12.05.2022, Az: I ZR 203/20 
a) Eine geschäftliche Handlung, die eine im Sinne von § 5 Abs. 1 Satz 2 Fall 1 UWG 
unwahre Angabe enthält, kann unabhängig davon im Sinne von § 5 Abs. 1 UWG irre-
führend sein, ob diese Angabe einen der in § 5 Abs. 1 Satz 2 Fall 2 UWG aufgeführten 
Umstände betrifft (Bestätigung von BGH, Urteil vom 19. April 2018 - I ZR 244/16, 
GRUR 2018, 950 Rn. 41 = WRP 2018, 1069 - Namensangabe; Urteil vom 6. Juni 
2019 - I ZR 216/17, GRUR 2019, 1202 Rn. 20 = WRP 2019, 1471 - Identitätsdiebstahl 
I). 
 
b) Die fehlende Unabhängigkeit oder Neutralität des Veranstalters einer Konsumen-
tenbefragung kann nicht allein daraus gefolgert werden, dass der Veranstalter den zu 
bewertenden Unternehmen Werbematerialien zur Verfügung stellt, mithilfe derer Ver-
braucher zur Abgabe einer Bewertung aufgefordert werden können. Zweifel an der 
Objektivität einer Verbraucherbefragung können sich allerdings dann ergeben, wenn 
die Werbematerialien geeignet sind, die von den Kunden abzugebende qualitative Be-
wertung der Unternehmen oder das Abstimmungsergebnis zu beeinflussen. 
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2. BGB: rückwirkende Vereinbarung einer ausschließlichen Lizenz 
Urteil vom 22.02.2022, Az: X ZR 102/19 
a) Die Frage, ob ein Patentlizenzvertrag dem Begünstigten die Stellung eines aus-
schließlichen Lizenznehmers einräumt, ist nach dem Recht des Staates zu beurteilen, 
für den der Patentschutz geltend gemacht wird. 
 
b) Die rückwirkende Vereinbarung einer ausschließlichen Patentlizenz mit Wirkung 
gegenüber Dritten ist außerhalb von gesetzlich vorgesehenen Rückwirkungstatbestän-
den grundsätzlich ausgeschlossen. 
 
c) Eine wegen fehlender Vertretungsmacht unwirksame Vereinbarung über die Einräu-
mung einer ausschließlichen Patentlizenz kann gemäß § 177 Abs. 1 und § 184 Abs. 1 
BGB mit rückwirkender Kraft genehmigt werden. 
 
d) Wird dem Lizenznehmer in einem Patentlizenzvertrag das Recht eingeräumt, 
Rechte aus einer Verletzung des Schutzrechts in eigener Verantwortung zu verfolgen 
und übt der Lizenznehmer im Anschluss an den Vertragsschluss die mit einer aus-
schließlichen Lizenz verbundenen Rechte aus, ist die Vereinbarung regelmäßig als 
Einräumung einer ausschließlichen Lizenz auszulegen. 
  
 

  
3. GG, FamFG: erneute Anhörung im Abhilfeverfahren 

Beschluss vom 22.02.2022, Az: XIII ZB 74/20 
Hat das Amtsgericht unter Verletzung des Grundsatzes des fairen Verfahrens eine 
Haftanordnung im Hauptsacheverfahren erlassen anstatt wie geboten vorläufig über 
die Freiheitsentziehung zu entscheiden, muss es - wenn sich in der Folge ein Rechtsan-
walt für den Betroffenen meldet - im Abhilfeverfahren eine erneute Anhörung unter 
Beiziehung des Rechtsanwalts durchführen, um den Verstoß zu heilen. 
 

  
4. GrdstVG, VwVfG: Rücknahme einer fingierten Genehmigung  

Beschluss vom 29.04.2022, Az: BLw 5/20 
VwVfG §§ 48 , 49 ; GrdstVG § 22 Abs. 1 

Gegen die Rücknahme oder den Widerruf einer Genehmigung nach dem Grundstück-
verkehrsgesetz kann gemäß § 22 Abs. 1 GrdstVG ein Antrag auf Entscheidung durch 
das nach dem Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Landwirtschaftssachen zustän-
dige Gericht gestellt werden. 

VwVfG § 48 Abs. 3 ; GrdstVG § 7 Abs. 3 

a) Die Rücknahme einer rechtswidrigen Genehmigung nach dem Grundstückverkehrs-
gesetz richtet sich nach § 48 Abs. 3 VwVfG und kann auch dann erfolgen, wenn die 
privatrechtsgestaltende Wirkung der Genehmigung bereits eingetreten ist; die Fiktion 
des § 7 Abs. 3 GrdstVG tritt nicht ein, wenn die Eintragung in das Grundbuch auf-
grund eines rechtswidrig genehmigten Rechtsgeschäfts vorgenommen worden ist. 
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b) Die Rücknahme einer rechtswidrigen Genehmigung nach dem Grundstückverkehrs-
gesetz ist nach dem im Rahmen der Ermessenabwägung einzubeziehenden Rechtsge-
danken des § 7 Abs. 3 GrdstVG regelmäßig ausgeschlossen, wenn das Rücknahmever-
fahren nicht innerhalb eines Jahres nach Eintragung der Rechtsänderung in das Grund-
buch eingeleitet worden ist; das gilt jedoch nicht, wenn die in § 48 Abs. 2 Satz 3 , Abs. 
3 Satz 2 VwVfG genannten Voraussetzungen vorliegen, unter denen sich die Beteilig-
ten nicht auf Vertrauensschutz berufen können. 
 
c) Auch eine gemäß § 7 Abs. 3 GrdstVG fingierte Genehmigung kann zurückgenom-
men werden, wenn und soweit die in § 48 Abs. 2 Satz 3 , Abs. 3 Satz 2 VwVfG ge-
nannten Voraussetzungen bezogen auf die Herbeiführung der Eintragung in das 
Grundbuch vorliegen. 
  
VwVfG § 48 ; GrdstVG § 6 

Soll die Rücknahme einer rechtswidrigen Genehmigung nach dem Grundstückver-
kehrsgesetz erfolgen und liegen die Voraussetzungen vor, unter denen das Vorkaufs-
recht nach dem Reichssiedlungsgesetz ausgeübt werden kann, so hat die Behörde wäh-
rend des Rücknahmeverfahrens die Erklärung der Siedlungsbehörde über die Aus-
übung des Vorkaufsrechts durch die vorkaufsberechtigte Stelle herbeizuführen und 
muss den Veräußerer über diesen Vorgang in Kenntnis setzen; die Rücknahme muss 
zwingend mit der Mitteilung über die Ausübung des Vorkaufsrechts verbunden wer-
den. Eines Zwischenbescheids nach § 6 Abs. 1 Satz 2 GrdstVG bedarf es nicht; die 
Vertragsparteien können die Anhörung zum Anlass nehmen, zu erklären, dass der An-
trag für den Fall der Rücknahme zurückgenommen wird. 

VwVfG §§ 48 , 49 ; GrdstVG § 7 Abs. 2 ; GBO § 38 

Das Grundbuchamt hat in entsprechender Anwendung von § 7 Abs. 2 Satz 1 GrdstVG 
einen Widerspruch in das Grundbuch einzutragen, wenn das Ersuchen der Genehmi-
gungsbehörde auf die Rücknahme oder den Widerruf der nach dem Grundstückver-
kehrsgesetz erteilten Genehmigung nach §§ 48 , 49 VwVfG gestützt wird; die Unan-
fechtbarkeit des Rücknahmebescheids bzw. dessen sofortige Vollziehbarkeit gehört zu 
denjenigen Voraussetzungen des Widerspruchs, die grundsätzlich nicht das Grund-
buchamt, sondern die Genehmigungsbehörde zu prüfen hat. 
 
  

 

 


